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Die Zeitenwende

Deutschland steht abermals vor einer groRen Wende. Dieser blickt ein GroRteil der
Bevolkerung jedoch nicht hoffnungsvoll entgegen. Teil 1 von 2.
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Fassungslosigkeit regiert die Kommentare der
Leitmedien nach den Landtagswahlen: Wie konnte das
passieren? Bei all den Demos gegen rechts, bei allen
Appellen zur Verteidigung der Demokratie, bei allem,
was man uber AfD und BSW verdffentlichte? Das
Wabhlvolk im Osten wahlte dennoch zur Hdlfte die
Lextremen Rander® — AfD und BSW! Droht nun etne
Polarisierung wie in der Weimarer Republik? Ein
neuer Faschismus?



Bevor man den Wihler Boses unterstellt, sollte man fragen: Ist
das Volk nicht ,der Souverian“ in unserer Demokratie? So heifSt es in
Artikel 20(2) des Grundgesetzes (GG):

»2Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen
und Abstimmungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung,

der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgetibt.*

Der Souveran also hat gewéahlt, und die Medien ringen um die
Deutungshoheit. Politologen und Soziologen werden bemtiht, das
Unfassbare zu erklaren: Da ist vom Gegensatz zwischen Stadt und
Land die Rede, von Abgehangten, Globalisierungsverlierern,
Diktatursozialisierten, tief verwurzelter Fremdenfeindlichkeit et

cetera.

Das ZDF, hier Bettina Schausten, entblodet sich nicht,
den Wahltag in Thiiringen am 1. September 2024 mit
dem Kriegsbeginn der Nazidiktatur am

1. September 1939 zu vergleichen; der SPIEGEL sieht
eine Gefdhrdung unserer Demokratie. Das Volk
gefdhrdet seine Demokratie?

Enttduschung, Frust, Zorn tiber den massiven ,Rechtsruck” in den
etablierten Parteien und Leitmedien. Da fallt mir spontan das
bertihmte Zitat von Bertolt Brecht ein, urspringlich gegen die DDR-

Regierenden gerichtet:

,2Das Volk hat das Vertrauen der Regierung verscherzt. Wire es da
nicht doch einfacher, die Regierung loste das Volk auf und wdbhlte ein

anderes?* (Bertolt Brecht)

Statt ganze Landstriche unter Extremismus-Verdacht zu stellen,
sollte man vorurteilslos das Wahlervotum betrachten im Kontext
der Politik der letzten Jahre. Die Wahlanalysen zeigen ein

differenzierteres Bild; keine der Umfragen belegt, dass die Wahler



der AfD ein geschlossenes rechtsextremes Politikprofil wollten.

Ihre grofSten Sorgen waren Themen wie finanzielle und soziale
Unsicherheit, innere Sicherheit /Kriminalitat, ungesteuerte
Migration, Gefahr durch Islamismus, die wirtschaftliche Lage sowie
die Furcht, mit in den Krieg in der Ukraine hineingezogen zu
werden. Letzteres wurde vor allem vom BSW bedient — bei BSW-
Wahlerinnen und -Wahlern in Thuringen das zweitwichtigste
Thema (vergleiche Infratest Dimap, Landtagswahl Thiringen 2024).
Allen anderen etablierten Parteien wird von einem grofsen Teil der
Wabhler offenbar eine glaubwiirdige Losung dieser Probleme nicht
mehr zugetraut. Das ist das Resultat ihres Politikversagens auf

breiter Front. Wie kam es dazu?

Seit Jahren zeigt sich ein
fortschreitender Vertrauensverlust der
Bevolkerung in die Funktionsfahigkeit
unserer Demokratie

In den letzten Jahren hat das Vertrauen der Bevolkerung in die
Bundesregierung rapide abgenommen. Hatten 2020 noch 61 Prozent
der Burger ,eher Vertrauen® in die Regierung, so waren es im
Frihjahr 2024 nur noch 38 Prozent; 55 Prozent entschieden sich fir
,eher nicht

(https://de.statista.com /statistik /daten /studie /153823 /umfrage /

allgemeines-vertrauen-in-die-deutsche-regierung /)“.

Auch das Vertrauen in die Demokratie nimmt ab: 54 Prozent der
Deutschen haben ,weniger grofdes oder geringes Vertrauen in die
deutsche Demokratie* (Umfrage der Korber-Stiftung,

17. August 2023). Das sind alarmierende Befunde. Die SPD meint

beispielsweise hierzu, man miusse den Menschen die Politik einfach


https://de.statista.com/statistik/daten/studie/153823/umfrage/allgemeines-vertrauen-in-die-deutsche-regierung/

besser kommunizieren, erkliren. Aber der Vertrauensverlust ist
keine Frage besserer Politikvermittlung, sondern einer anderen

Politik und vermutlich auch anderer — glaubwiirdigerer — Politiker.

»/1 Prozent der Befragten sind der Meinung, dass fiihrende Leute in
Politik und Medien in ihrer eigenen Welt leben, aus der sie auf den
Rest der Bevolkerung herabschauen®, heifst es in der gleichen
Umfrage.

Daraus lasst sich schliefSen, dass das Grundproblem darin besteht,
dass sich viele Menschen nicht mehr beachtet und reprasentiert
sehen. Das ist eine enorme Gefahr fir eine Demokratie, die sich ja
als reprasentative Demokratie versteht, also die pluralistische
Vielfalt der gesellschaftlichen Gruppen und Lebensbereiche

reprasentieren will.

Es klafft eine stets groRer werdende
Reprdisentationsliicke zwischen den etablierten
Parteien und der Bevolkerung, besonders im Osten. Und
so schaut die politische und journalistische Elite aus
ihrer westdeutschen Blase verstéandnislos auf das
Wahlergebnis.

Die — uiberwiegend westdeutsch geleiteten — Medien schicken ihre
Reporter daraufhin in besonders abgelegene Dorfer, um dort
vordergrundig Motive fir die Wahl der AFD zu besichtigen:
schlechte Verkehrsanbindung, kein Netz, kein Arzt in der Nahe,
Uberalterung der Bevolkerung, weite Wege zum Arbeitsplatz,
geringer Bildungsgrad und so weiter. Das sind eben die

»~Abgehangten®, die nicht mehr mit den Zeitenwenden mitkommen.

Der Westen dominiert den Osten: Unter 1 Prozent der Mitarbeiter in

den Berliner Ministerien stammen aus Ostdeutschland.

Es sind aber nicht nur die landlichen Gebiete in Sachsen oder



Thiringen, die sich nicht mehr gehort und reprasentiert fihlen.
Dirk Oschmann hat in seinem Buch , Der Osten: Eine westdeutsche
Erfindung” (Seite 97) die Empfindungen und Stimmungen vieler

Birger detailliert und kritisch beschrieben:

»2Auf welche Weise soll der Osten Vertrauen in Institutionen
entwickeln, die er nicht mitgestalten, geschweige denn leiten darf, die
er nur als burokratische Vollzugsmaschinen, nicht aber von innen
kennt, als notwendigen Bestandteil einer funktionierenden

Demokratie?*

Er verweist dabei auf die sicher nicht allen Westbtrgern und -
biirgerinnen bekannte Tatsache, dass im Zuge der mit der
deutschen Einheit verbundenen Ubertragung der Rechts-,
Verwaltungs- und Politikstrukturen auf die ehemalige DDR
hauptsachlich Westbiurger in Leitungspositionen kamen; zum
Beispiel bekamen Richter und Staatsanwalte aus dem Westen in den
,2heuen Landern® eine satte Gehaltszulage und leiteten die Amter. In
den Bundesministerien, schreibt Oschmann weiter, wo die
politischen Weichen gestellt werden, ,sind diejenigen mit einer
ostdeutschen Herkunft nur mit unter einem Prozent vertreten
(Stand Januar 2022)“.

,,Wir sind das Volk!*

,Wir sind das Volk!* Dieser Ruf begleitete die politische Wende 1989
und drickte das Grundprinzip unserer Demokratie, die
Volkssouveranitat, pragnant aus. Wie tragisch ist es daher, dass
diesem Bekenntnis keine echte, breite Mitwirkung der Bevolkerung
an der Gestaltung einer gemeinsamen Demokratie fiir West wie Ost
folgte. Die Vertrage zur deutschen Einheit, die wirtschaftliche
Abwicklung der DDR durch die Treuhand, die Wahrungsunion, alles

das war von westdeutschen Interessen und Rechtsnormen



vorbestimmt.

Staatliche Institutionen, die nicht mitgestaltet werden, Parteien,
deren Dogmen und Sprache als fremde Zumutung erlebt werden,
stofden im Osten auf die tief verwurzelte Erfahrung, dass man ,dem

System da oben* nicht trauen durfe.

»,30 wie man damals gegen (die SED-Diktatur) auf Distanz ging, so ist
auch heutzutage wieder vom ,System’ die Rede, dem nicht zu trauen

sei“ (Oschmann, Seite 98).

Etliche politische Entscheidungen der Bundesregierung waren von
volliger Unkenntnis der Lebens- und Wohnverhaltnisse der
Menschen gerade in den mittleren und unteren
Einkommensschichten bestimmt, so zum Beispiel das
Gebaudeenergiegesetz angesichts der zigtausende ungedammter
alterer Eigenheime, die Diskussion um das Heizungsgesetz, das
Diesel-Aus und die unter Sparzwangen vernachlassigte
Infrastruktur. Hinzu kommt die Uberforderung vieler Kommunen
durch die ungebremste Migration und dann die energiepolitische
Kehrtwende weg von russischem Gas hin zu teurerem und
umweltschadlicherem Fracking-Gas aus den USA oder Gas aus dem

autokratischen Katar.

Unverstanden fir viele blieb insbesondere, wie viele Milliarden
plotzlich fir die Aufristung und die Unterstiitzung der Ukraine zur
Verfligung stand, trotz Schuldenbremse, und wie wenig dem Staat

dagegen die Bildung und die Kindergrundsicherung wert waren.

Die wachsende Distanz zwischen der politischen Fithrung in den
etablierten Parteien und grofSen Teilen der Bevolkerung besonders
im Osten ist meines Erachtens einer der Hauptgrinde fur das
schwindende Vertrauen in die Politik und die Institutionen unserer
Demokratie, wie sie in Umfragen dokumentiert sind. Wir konnte es

dazu kommen?



Das zeigt sich exemplarisch an der politischen Entwicklung, die in
Deutschland zu einer ,Zeitenwende“ (Olaf Scholz) fihrte, die ohne

Beispiel in der Geschichte der Bundesrepublik ist.

Eine Fortsetzung folgt in Teil 2.

Reinhard Faudt, Jahrgang 1948, absolvierte von 1969 bis
1975 ein Studium fir das gymnasiale Lehramt in den
Fachgebieten Germanistik, Politik- und
Wirtschaftswissenschaften an der Uni Gottingen. Zu
dieser Zeit engagierte er sich im marxistischen Spektrum
der linken Studentenbewegung und wurde daraufhin
einem ministeriell verordneten Verhor unterworfen, das
er dank seiner guten Kenntnisse des Grundgesetzes
bestand. AnschlieRend arbeitete er viele Jahrzehnte
Vollzeit als Lehrer an verschiedenen Schularten und
Gymnasien. Seit 2014 ist er pensioniert.



	Die Zeitenwende
	Deutschland steht abermals vor einer großen Wende. Dieser blickt ein Großteil der Bevölkerung jedoch nicht hoffnungsvoll entgegen. Teil 1 von 2.
	Seit Jahren zeigt sich ein fortschreitender Vertrauensverlust der Bevölkerung in die Funktionsfähigkeit unserer Demokratie
	„Wir sind das Volk!“


